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.ren Ursprung in der Vergangen
ld sind eine Folge der Praxis, dass 
festgelegte Pauschalen nicht an

.t wurden. Bei der Einführung der 
rrersteuer» 1923 verlangte der 
ediglich 100 Franken pro Jahr, vor 
.ren waren zwischen 10 000 und 

Franken zu entrichten; erst in 
180er Jahn)n wurde die Pauschale 
) 000 bis 150 000 Franken erhéiht. 
teste noch guliige Vereinbarung 
t !aut einem Regierungsbericht 
:m Jahre 1949, die mit weiteren 
en Pauschalierungen nur einen 
teiLder heute üblichen Mindest
Jauschale in die Staatskasse flies
Íst. Dennoch hãlt · es die Regie
ticht für angebracht, bei diesen 
«unyerhãltnismãssige Anpassun
orzunehmen. 
·Reaktion auf diese Erklãrung 
die Fieie Liste eine weitere 

~llation rnit detaillierten Fragen 
1schalbesteuerung ein. Die Grün
ativen fordern von der Regie
rrehr Transparenz und die Aus
ung aller Moglichkeiten, um das 
ial der «Rentnersteuen> besser · 
~hõpfen. Die Regierung hat die -
zu beantworten, weshalb pau- -
rte Steueí-zahler nicht nach der 
lichen Vermogens- und Erwerbs
veranlagt '-"erden, wenn die Min
uschale vàn 300 000 Franken 
ibermãssige Belastung» darstélc 
!em mochte die Freie Liste wis
ie sich' mit parlam~ntai-ischen 
ssen für mehr Verteilungsgerech-
einsetzte,. worin die von der 

ung angedeutete Unverhãltnis
lceit bestehe, wenn eine steuer
ge Person anstelle einer Pau
~uer ·regulãre Steuern bezahlen 
Mit der regulãren,Besteuerung 
eine Unverhaltnismãssigkeit be-
ist_ die Freie Liste überzeugt, 

ine neue geschaffen, _ 

tionalen Loch ' 
ngsbedaif beim Wochenbett 

al en Bedürfnisse, gar nicht an. 
nigsten zufrieden sind j ene Prau
bei der Geburt Komplikationen 
1. Z w ar ha ben sie an der medizic 

.·ê.Y 'y 

l(ritil{ an ·J(ommunil{ation 
der Bildungs~{ommission 

FDP-Nationalrat Fathi Derder spricht von Fehlinformation 
. f-J4:~r -'10.-1D.~Á0-1'i 

jlj. Bern · «Ich bin sehr unangenehm 
überrascht über die Kommunikation im 
Ansch}uss an unsere letzte Kommis

--sionssitzung», schreibt der Waadtlãp.der 
FDP-Nationalrat Fathi Derder am Wo
cheriende in einer E-Mail an seine Kol
legen der nationalrãtlichen Bildungs- · 
kómmission (WBK). Was im Anschluss 
an die Kommissionssitzung zum Spra
chenstreit kommuniziert- worden sei, 
entspreche «überhaupt nicht» . der tat
sãchlichen Debatte. Derder fordert in · 
seinem Schreiben auch eine Aussprache 
dazu án der nãchsten WBK-Sitzung. 

Was ist der Grund für seine I(ritik? 
Am Freitag inforrnierte Matthias Aebi
scher (sp., Bern) als Prãsident der WBK 
über den Zwischenstand der Verhand
lúngen im Sprachenstreit. (NZZ 
11. 10. 14). Unter anderem geht es um 
die Frage, o b und wie der obligatorische 
Unterricht einer zweiten Landesspra
che 'in der Primarschule sichergestellt 
werden kanu. Die Debatte kam auf, 
nachdem die Kantone Thurgau, Schaff~ 
hausen und Nidwalden unlãngst angé-

-kündigt hatten, den Franzosischunter
richt aus dem Lehrplan der Primar
schule zu streichen. 

In der Kommission liegen zwei Ent
würfe für eine Kommissionsinitiative 
von Kathy Riklin (cvp., Zürich) und 
Jean-François Steiert (sp., Freiburg) auf 
dem Tisch, welche fordern, den obliga
torischen Unterricht einer zweiten Lan
dessprache im nationalen Sprachen-

gesetz zu verankern.- Das entsprãche 
einem Eingriff in den Zustandigkeits
bereich der Kantone. Deshalb ist es un-

_ldar, Ób es für diese Vorstõsse in der 
· Kommission eine Mehrheit gibt. Die 
WBK hat denn auch am Freitag noch 
nichts entschieden. 

In ihrem Communiqué vom Freitag 
steht jedoch, die Kommission behalte 
sich vor, in der Wintersession eine Kom
missionsinitiative zu ergreifen. Diese 
Ankündigung kann auch als Druck
mittel gegenüber der Konferenz der 
kantonalen Erziehungsdirektoren ver
standen werden. Genau darüber ãrgert 
sich nun Derder. Es sei am Freitag 
gar nicht über die Ergreifung einer 
Initiative debattiert, geschweige denn 
abgestinlmt worden. Bis jetzt sei dies 
erst ein Von;toss von zwei Kommis
sionsrnitgliedern. 

Aebischer, der als Kommissions
prãsident für das Communiqué verant
wortlich zeichnet, versucht auf Anfrage 
zu bes1hwiéhtigen. Er gebe zu, dass die 
Formulierung in der Medienmitteilung 
etwas unglücldich gewãhlt sei. Es herr
sche aber Einigkeit in der Kommissiori, 
dass Handlungsbedarf bestehe. Zudem 
sei über den Vorschlag von Rildin und 
Steiert bereits in der Sitzung vom 
29. August gesprochen worden. Ob es 

- tatsãchlich zu einer Kommissionsinitia
tive komme - und wehh ja, welchen 
Inhalts -, werde Gegenstand einer Son
dersitzung in der Wintersession sein. 
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Schellen1 
verliert die Ái 

Welche Gemeinden n• 

P. S. · Die Zahl der Ge 
Schweiz sé:hrumpft weit( 
3021 selbstãndige Komr 
so sank deren Zahl'bis: 
ses Jahres auf 2352. Auf 
eine weitere Reduktion 
den absehbar, wie aus d 
ten Mutationen im · amt 
deverzeichnis hervorgel 
meinden in de~ kanton1 
und Graubünden werd 
schlossenen Fusionen f 
alpinen Regionen sowü 
Dort ist weniger die en! 
der einzelnen Gemeiw 
bauung Anlass dafür; A 
Schwierigkeiten kleine 
ihre Aufgaben wahrzune 

Bemerkenswert sind · 
de bei den künftigen ~ 
Fãllen übernehmen die J 

wesen die Namen der 
vierten Gemeinden: Bau 
Sternenberg), Vals (Fusi 
tin), Schuls (Fusion mit, 
Tarasp, Ftan und Sent 
(Fusion rnit Susch und L 
Fali werden beide N ame 
und La Heutte werde 
Heutte ), und viermal we 
te Gemeinden nach 1 
nannt: Bévilard, Mallera 
werden zu Valbirse, Chí 

, Sornetan und Souboz ;o1 
vaschein, Mon, Stierva 
Alvaneu, Brienz und Su 
und Alrnens, Paspels, I 
und Tornils zu Domlesch 


